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C 8  Lizenzierungsformen
C 8.1  Einleitung 
Wer fremdes Eigentum benutzen möchte, benötigt die Erlaubnis des Eigentümers, denn der Eigen-
tümer kann Dritte von der Einwirkung auf ihm Gehörendes ausschließen. Dieser Grundsatz gilt 
nicht nur in Bezug auf Sachen (§ 903 BGB), sondern auch im Hinblick auf die hinreichend indivi-
duellen Ergebnisse eines kreativen, menschlichen Schaffensprozesses. Dies hat der deutsche Ge-
setzgeber im Urheberrechtsgesetz dadurch angeordnet, dass er dem Urheber eines schutzfähigen 
Gegenstandes das alleinige Recht einräumt, über eine Verwertung seines geistigen Eigentums zu 
bestimmen (§§ 12, 15 UrhG), soweit nicht überragende Interessen der Allgemeinheit einen Rück-
griff auf das geistige Eigentum des Urhebers ausnahmsweise zwingend erfordern (§§ 44a ff. UrhG). 
C 8.1.1  Schutzbereiche 
Dem Urheber steht als originärer Rechteinhaber allein die Befugnis zu, Dritten die Partizipation an 
seinem geschützten Schaffensergebnis durch die Erteilung eines Nutzungsrechts (§ 31 UrhG) zu er-
möglichen (Lit. 01, S. 133ff., Lit. 02) und schließlich aufgrund ihm unveräußerlich zustehender Ur-
heberpersönlichkeitsrechte sich gegen eine entstellende Nutzung seines Werks oder dessen Nicht- 
oder Falschzuordnung zu seiner oder einer anderen Person zur Wehr zu setzen (§§ 13, 14 UrhG). Die 
Einräumung von Nutzungsrechten an einem geschützten Gegenstand wird allgemein auch als Li-
zenzierung bezeichnet (lat.: licet = es ist erlaubt). Aufgrund der Regelungen in §§ 97 ff. UrhG kann 
der Urheber oder Inhaber ausschließlicher Nutzungsrechte gegen eine von ihm nicht erlaubte Nut-
zung des betreffenden Werks vorgehen.
Darüber hinaus kann der Urheber ohne ein Nutzungsrecht einzuräumen, einseitig in eine be-
stimmte Nutzung seines Werkes durch eine entsprechende Erklärung eines diesbezüglichen Wil-
lens einwilligen (Lit. 03, S. 369ff). Zu beachten ist ferner, dass in Deutschland neben dem Urheber 
auch Personen, die eine wesentliche Investition erbringen, einen Schutz beanspruchen können, 
der dem Urheberschutz verwandt ist. Dies gilt beispielsweise für die Hersteller von Datenbanken, 
die nicht als eigenständige Werke geschützt werden (§§ 87a ff. UrhG, für Lichtbildner, § 72 UrhG, 
Tonträgerhersteller, §§ 85 f. UrhG, Sendeunternehmen, § 87 UrhG). Besondere Bestimmungen gel-
ten auch für Software (§§ 69a ff. UrhG). Diese Besonderheiten können im vorliegenden Rahmen 
nicht ausführlich dargestellt werden. Gleichwohl ist auch hier für eine rechtmäßige Nutzung des 
geschützten Gegenstandes stets die Erlaubnis des Leistungsschutzberechtigten erforderlich, soweit 
nicht ausnahmsweise eine Nutzungshandlung von Gesetzes wegen erlaubt ist. 
C 8.1.2  Wandel der Publikations- und Erlaubnisphänomene 
War lange Zeit eine Verbreitung von zu multiplizierenden geschützten Gegenständen rein faktisch 
wenigen Spezialisten wie beispielsweise den Verlagen vorbehalten (Lit. 04, S. 95ff), hat die heute 
übliche Nutzung elektronischer Ressourcen über das Internet den Vertrieb und die Erreichbarkeit 
geschützter Gegenstände erheblich verändert. Hierauf haben die Nutzer elektronischer Medien re-
agiert und nicht nur eigene Publikationsformen, sondern auch eigene Lizenzierungsmöglichkeiten 
geschaffen. Die Entwicklung reicht von der Abbildung klassischer Verlagsangebote bis hin zu ei-
nem freien Zugang zu Gegenständen, die der Allgemeinheit zur Nutzung ohne konkrete Gegenleis-
tung zur Verfügung gestellt werden, sog. Open Access- oder Open Content-Modelle (vgl. C 2 Open 
Access/Open Content). 
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C 8.1.3  Rolle der Verwertungsgesellschaften 
Verwertungsgesellschaften werden nach ihrer gesetzlichen Konzeption im Interesse der Urheber tä-
tig, indem sie die Rechte der Urheber für urheberrechtsrelevante Nutzungshandlungen wahrneh-
men, d. h. Nutzungsrechte treuhänderisch für den Urheber verwalten, diese gegenüber Dritten ein-
räumen und die tarifliche Vergütung geltend machen. Dies geschieht in der Regel jedoch erst auf 
der zweiten Stufe der Verwertung, soweit die Verwertung nicht individuell durch den Urheber selbst 
oder einen von ihm beauftragten Agenten erfolgt. In der Regel räumt der Urheber jedoch der Ver-
wertungsgesellschaft die ihm zustehenden Nutzungsrechte exklusiv zur Wahrnehmung im Rahmen 
eines Wahrnehmungsvertrages ein. Die Verwertungsgesellschaft erteilt dann auf Anfrage Dritten 
eine nicht ausschließliche Nutzungserlaubnis nach ihren Tarifen. Der Urheber gibt also insoweit 
seine Zuständigkeit an die Verwertungsgesellschaft ab (Lit. 05, S. 119ff).
Insbesondere bei Druckmedien ist also für ein Tätigwerden der Verwertungsgesellschaft das 
Vorausgehen von Verwertungshandlungen erforderlich (Lit. 06, S. 925ff). Die Grundlage des Tätig-
werdens der Verwertungsgesellschaft ist in der Regel der mit dem Urheber zu schließende Wahr-
nehmungsvertrag. Dieser ist verbunden mit dem gesetzlichen Auftrag etwa zur Erhebung und Ent-
gegennahme von Geräte- und Leermedienabgaben sowie einzelgesetzlich geregelter Abgaben für 
bestimmte Nutzungen im allgemeinen öffentlichen Interesse. Für Letztere besteht eine entspre-
chende Meldepflicht wie beispielsweise bei der öffentlichen Zugänglichmachung für Unterrichts- 
und Forschungszwecke gem. § 52a Abs. 4 UrhG.
Soweit sich die Publikations- und Nutzungsphänomene infolge der Verbreitung geschützter 
Inhalte über elektronische Netzwerke gewandelt haben, hat auch die Rolle der Verwertungsgesell-
schaften einen Wandel erfahren (Lit. 07, S. 275ff). Sie müssen ihren Geschäftsbetrieb – wollen sie 
weiterhin für eine effektive Wahrnehmung der ihnen anvertrauten Rechtspositionen Sorge tragen 
– den neuen Gegebenheiten anpassen. Dass dies Schwierigkeiten bereiten kann, zeigt sich am Bei-
spiel der GEMA, die von ihren Mitgliedern die umfassende Übertragung der Rechtewahrnehmung 
einfordert und lediglich das Streichen einzelner Nutzungsarten aus dem Wahrnehmungsvertrag zu-
lässt. Damit ist aber dem Künstler, der Mitglied der GEMA ist, nicht mehr möglich, einen oder meh-
rere ausgewählte Titel unter einer Open Content-Lizenz zu veröffentlichen. Seitens der VG WORT er-
folgt regelmäßig eine Teilnahme des Autors an den Ausschüttungen der Leermedien- und Geräte-
abgabe, wenn die frei lizenzierte Publikation bei ihr gemeldet ist.
Auch hier folgt die Reaktion der Internetnutzer prompt: es bildete sich aus der Mitte der Künst-
ler, Produzenten und Musikmanager, die GEMA-frei musizieren möchten, ein von Juristen unter-
stützter Kreis von Gründungsaktivisten zur Einrichtung der Cultural Commons Collecting Society 
(C3S). Dies wäre eine Verwertungsgesellschaft für frei lizenzierte Inhalte – künftig nicht nur Musik 
–, bei denen die kommerzielle Nutzung vorbehalten ist, die eine nutzungsbezogene Abrechnung 
zum Ziel genommen hat. Die Gründung wird durch das Deutsche Patent- und Markenamt als Ge-
nehmigungs- und Aufsichtsbehörde begleitet. Die Gesellschaft soll in der Rechtsform der Europäi-
schen Genossenschaft (SCE) in Deutschland und einem weiteren Mitgliedstaat der EU in nicht mehr 
allzu ferner Zukunft gegründet werden. Urheber können seit September 2012 eine verbindliche Ab-
sichtserklärung abgeben, dieser (neuen) Verwertungsgesellschaft Rechte zur Wahrnehmung anzu-
vertrauen, sobald diese ihre Geschäftstätigkeit aufnehmen darf (URL1). 
C 8.2  Gesetzliche Einräumung von Nutzungsrechten 
Der Gesetzgeber hat das Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers in bestimmten Fällen einge-
schränkt. Zu Zwecken, an deren Erfüllung ein überragendes allgemeines Interesse besteht, hat er 
privilegierten Personen die Nutzung fremden geistigen Eigentums von Gesetzes wegen erlaubt. Es 
handelt sich um die Schranken des Urheberrechts, die im Wesentlichen in §§ 44a ff. UrhG geregelt 
sind. Diese Einschränkungen, die sich mit der Sozialbindung des Eigentums aus Art. 14 GG begrün-
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den lassen (Lit. 01, Kap. 4 Rn. 2), hat der Urheber im Falle der gesetzlichen Lizenz jedoch nicht ent-
schädigungslos hinzunehmen. Vorgesehen ist in diesen Fällen, dass der Urheber über die für ihn 
tätigen Verwertungsgesellschaften einen gerechten Ausgleich für die gesetzlich zugelassene Nut-
zung erhält (Lit. 01, Kap. 4 Rn. 5 ff). Entschädigungslos bleiben dagegen freie Nutzungen nach §§ 
45, 48, 50, 51, 58, 59 und 60 UrhG, die nicht als gesetzliche Lizenz gelten (Lit. 01, Kap. 4 Rn. 3). In 
ihrer Qualifikation als Schranke umstritten ist auch die Zwangslizenz etwa in § 45a UrhG zuguns-
ten des Tonträgerherstellers (Lit. 01, Kap 4 Rn. 4) – erst recht die Ausweitung von Zwangslizenzen 
auf andere Gegenstände.
Die praktisch bedeutsamste Einschränkung des Ausschließlichkeitsrechts ist das Recht zur An-
fertigung von Vervielfältigungen zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch, § 53 UrhG. Der von 
dem Gesetzgeber zur Anfertigung einer Privatkopie Berechtigte sichert über die sog. Geräte- und 
Leermedienabgabe die Einlösung des Entschädigungsanspruchs. Diese Abgabe ist vom Geräteher-
steller oder -importeur an eine Verwertungsgesellschaft zu zahlen und wird nach den Verteilungs-
schlüsseln der Verwertungsgesellschaften an die von ihnen vertretenen Urheber ausgeschüttet. 
Auch wenn über die Berechnung dieses gerechten Ausgleichs und seine rechtliche Einordnung als 
Ersatz für einen Schaden, der dem Urheber durch die gesetzlich zulässige Nutzung seines geistigen 
Eigentums entsteht, sowie den Personenkreis der Verpflichteten gestritten wird (vgl. R1 aus deut-
scher Sicht bzw. R2 aus österreichischer Sicht), gilt dieser Entschädigungsgrundsatz auch für Urhe-
berrechtsschranken zugunsten der Wissenschaft in §§ 52a, 52c UrhG (Lit. 08, Lit. 09).
Die Schranken des Urheberrechts ermöglichen aufgrund ihres Eingriffscharakters mit dem ent-
sprechenden Begründungserfordernis eine lediglich sehr eingeschränkte Nutzung fremden geisti-
gen Eigentums. Dies gilt auch für die Fälle, in denen ein fremder Gedanke lediglich als Ausgangs-
punkt für einen eigenen Gedankengang in Bezug genommen wird. Hier ist derjenige, der Neues 
schafft, zum ordnungsgemäßen Zitat angehalten, § 51 UrhG, auch wenn bloße Ideen nicht durch 
das Urheberrecht geschützt werden. Die unbefugte Verwertung fremden geistigen Eigentums unter 
Anmaßung der Autorenschaft wird allgemein als Plagiat bezeichnet. 
C 8.3  Rechtsgeschäftliche Einräumung von Nutzungsrechten 
Genügen die durch den Gesetzgeber zwingend eingeräumten gesetzlichen Nutzungsrechte nicht, 
eine geplante Nutzung zu legitimieren, bleibt dem Nutzungsinteressenten nur, sich um eine rechts-
geschäftliche Einräumung von Nutzungsrechten durch den Rechteinhaber zu bemühen. Anderer-
seits kann auch der Urheber ein Interesse daran haben, von vornherein sein Werk für bestimmte 
Nutzungen freizugeben, um so eine möglichst weite Verbreitung und Rezeption seines Schaffens 
zu ermöglichen und zu erreichen. Hierzu kann der Urheber persönlich, räumlich und zeitlich be-
schränkte oder unbeschränkte Erlaubnisse zur Nutzung eines seiner Werke erteilen. Durch die Er-
teilung einer exklusiven – ausschließlichen – Lizenz an einen Lizenznehmer rückt dieser in die Po-
sition des Urhebers in Bezug auf die wirtschaftliche Auswertung ein. Der Lizenzgeber verliert die 
Befugnis, selbst über eine Nutzung zu entscheiden. Nicht übertragen werden können die aus dem 
Urheberpersönlichkeitsrecht unmittelbar fließenden Befugnisse, die allein dem Urheber zustehen. 
Erteilt der Rechteinhaber dagegen ein lediglich nicht ausschließliches, einfaches Nutzungsrecht, 
bleibt ihm unbenommen, weitere, nicht ausschließliche Nutzungsrechte an Dritte zu vergeben. 
C 8.3.1  Klassisches Modell der Erteilung von Nutzungsrechten beim gestuften Vertrieb 
Kann oder möchte der Urheber sein Werk nicht selbst vervielfältigen und verbreiten oder öffentlich 
zugänglich machen, schließt er hierzu mit Intermediären, die den Zugang zu seinem Werk vermit-
teln, Vereinbarungen ab, um dieses Ziel einer Vervielfältigung und Verbreitung oder öffentlichen 
Zugänglichmachung seines Schaffens zu erreichen. Hierbei entstehen typischerweise Rechteket-
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ten, da der beauftragte Intermediär sich regelmäßig weiterer Personen bedient, die ihn bei der Er-
füllung seiner Aufgaben unterstützen. Die Hilfspersonen erhalten dabei vom Beauftragten des Ur-
hebers abgeleitete Nutzungsrechte, die ihnen die Erledigung ihrer Hilfstätigkeit gestatten.
C 8.3.2  Verlagsvertrag als gesetzliches Vertragsmodell 
Auf dem Weg eines urheberrechtlich geschützten Werkes zum Nutzer sind typischerweise Vermittler 
eingeschaltet, die ihrerseits auf der jeweiligen Vertriebsstufe, auf der sie agieren, über die Berech-
tigung für ihr Tun verfügen müssen. Auch wenn es den einheitlichen Typus des Urhebervertrages 
nicht gibt, lassen sich gleichwohl in den traditionellen Verträgen zwischen Autoren und Verlagen 
immer wiederkehrende dogmatische Grundstrukturen erkennen (Lit. 02, § 16 Rn. 1). So beinhaltet 
ein Urhebervertrag stets die Gestattung einer Nutzung des vom Urheber geschaffenen Gegenstan-
des (Lizenz). Diese Lizenz selbst unterliegt kaum dezidierten Regelungen, womit für die Parteien 
des Urhebervertrages eine weitreichende Gestaltungsfreiheit einher geht (Lit. 02, § 16 Rn. 5).
Jedoch hat der Verlagsvertrag im Übrigen eine eigene, recht ausführliche gesetzliche Regelung 
durch das Verlagsgesetz seit 1901 erfahren (Lit. 02, § 16 Rn. 23). 
C 8.3.2.1  Allgemeines 
Es ist danach dem Verlag gesetzlich aufgegeben, das ihm zu überlassende Werk des Urhebers zu 
vervielfältigen und zu verbreiten, § 1 S. 2 VerlG, sowie dem Urheber eine Vergütung zu zahlen, §§ 22 
ff. VerlG. Dabei kann eine Vergütung auch stillschweigend als vereinbart gelten, wenn zu erwarten 
ist, dass die Ablieferung des Werks nur gegen Vergütung erfolgt. Die Höhe der Vergütung bemisst 
sich im Zweifelsfall nach deren Üblichkeit. Bei einer Honorarvereinbarung in Formularverträgen 
bestehen Grenzen, die aus der Übertragungszwecklehre folgen. Dies soll dem Urheber die Möglich-
keit eröffnen, eine Anpassung des Honorars zu fordern, wenn sein Werk über den ursprünglich an-
gedachten Zweck der Rechteeinräumung hinaus verwendet wird (vgl. R3).
Ferner ist gesetzlich bestimmt, dass der Verleger dem Urheber eines Schriftwerks pro 100 Abzü-
gen ein Freiexemplar, mindestens jedoch fünf und höchstens 15 Exemplare zur Verfügung zu stellen 
hat, § 25 VerlG. Bei Verlegern von Musikwerken gilt abweichend eine übliche Zahl von Freiexemp-
laren. Diese Regelung ist jedoch nicht auf den Vertrag über Musik anzuwenden. Ihre Anwendung 
hängt vielmehr von den Umständen des Einzelfalles ab. Denkbar ist insbesondere, dass die Bestim-
mungen eines Wahrnehmungsvertrages mit einer Verwertungsgesellschaft mit denen des Verlags-
vertrages kollidiert. Dies kann der Fall sein, wenn beispielsweise im Vertrag mit der Verwertungs-
gesellschaft bereits eine exklusive Rechteeinräumung erfolgt ist und daher der Musikurheber nicht 
mehr in der Lage ist, Rechte Dritten wie einem Verlag einzuräumen.
Nicht dem klassischen Verlagsvertrag zugehörig sind der Kunstverlagsvertrag und der Illustra-
tionsvertrag, die jedoch regelmäßig Elemente des Verlagsvertrages beinhalten. Festzuhalten bleibt, 
dass der Verlagsvertrag mehr ist als die bloße Einräumung von Nutzungsrechten an einen Interme-
diär. Durch die bloße Rechtsgewährung würde dieser nämlich nicht verpflichtet werden können, 
für die Zugangsvermittlung zum Werk eigene Anstrengungen zu unternehmen. 
C 8.3.2.2  Besonderheiten wissenschaftlicher Publikationen 
Der Markt der wissenschaftlichen Publikationen wird von einigen wenigen Verlagen dominiert (zu 
den mit der Konzentration einhergehenden Schwierigkeiten; vgl. R4, URL2), was insbesondere seit 
der jüngeren Vergangenheit heftigen öffentlichen Protest gegen das Marktverhalten dieser Inter-
mediäre hervorruft (Lit. 08). Der Wissenschaftler ist einerseits bestrebt, seine Erkenntnisse mög-
lichst weit im Rahmen einer anerkannten wissenschaftlichen Fachpublikation – in der Regel eines 
Journals – zu verbreiten. Hierzu überträgt er an den Verlag in der Regel im Zuge des schriftlich ab-
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zuschließenden Verlagsvertrages ausschließliche Nutzungsrechte auch für noch unbekannte Nut-
zungsarten i. S. von § 31a UrhG (Lit. 10; Lit. 11; vgl. auch R5). Jedoch statt für seine Publikation von 
dem Verleger eine Vergütung zu erhalten, wie im vorhergehenden Abschnitt beschrieben, ist es 
heute in einigen Wissenschaftsbereichen üblich, dass der Wissenschaftler dafür, dass sein Werk 
veröffentlicht und verbreitet wird, einen sog. Druckkostenzuschuss an den Verleger zahlt.
Unter besonders heftiger Kritik steht das Einfordern von sog. Druckkostenzuschüssen und die 
Preispolitik der großen Verlage beim Publizieren von Ergebnissen wissenschaftlicher Forschung, 
die im Rahmen von Projekten mit öffentlicher Förderung erzielt wurden. Hierzu wird vorgebracht, 
dass die Öffentlichkeit gleich mehrfach für solche Forschung zahlt. Dies geschieht auf erster Stufe 
bei der Förderung des Forschungsvorhabens aus öffentlichen Kassen und dann wenigstens ein wei-
teres Mal bei dem Erwerb der Publikation durch öffentliche Bibliotheken wiederum mit öffentlichen 
Mitteln. Dadurch und durch Preissteigerungen bei Periodika der großen Wissenschaftsverlage, die 
die Bibliotheken zwingen, ihr Angebot zunehmend einzuschränken und nicht mehr in dem Umfang 
aufrecht zu erhalten, wie es in der Vergangenheit noch möglich war (Lit. 12, S. 17f), werden die Zu-
gangshürden zu verfügbarem Wissen wesentlich erhöht (Lit. 09, S. 165ff).
Die dispositiven Regelungen des Verlagsgesetzes und die aktuelle Rechtslage sichern die Po-
sition der Intermediäre sehr stark ab, wodurch diesen in den Augen der Kritiker quasi eine Verfü-
gungsgewalt über die Zugänglichkeit bestimmter Publikationen zukommt (Lit. 12). Dies wird viel-
fach als Hemmnis für den gesellschaftlichen, kulturellen und wissenschaftlichen Fortschritt aufge-
fasst (Lit. 13). Eine Initiative zur Schaffung einer urheberrechtlichen Schranke zugunsten der Wis-
senschaft etwa in Form eines Zweitverwertungsrechts (Lit. 14, Lit. 15, Lit. 16, zusammenfassend: 
Lit. 09) für den Wissenschaftler nach oder ohne Embargofrist konnte aufgrund unionsrechtlicher 
Hürden (Lit. 17, Lit. 18, Lit. 19) eine Änderung der Rechtslage in Deutschland und anderen Mitglied-
staaten der EU noch nicht erreichen. Gleichwohl hat die Veröffentlichung von wissenschaftlichen 
Werken in frei zugänglichen Umgebungen wie beispielsweise den Instituten oder Universitäten an-
geschlossenen Repositorien, die infolge heute üblicher Internetnutzung sowie umfangreich und 
kostengünstig zur Verfügung stehendem Speicherplatz Publikationsaufgaben in elektronischen 
Umgebungen übernehmen, zugenommen. Hier stellen sich ganz besondere rechtliche Anforderun-
gen an die Einräumung von Nutzungsrechten am eingelieferten Gegenstand (Lit. 20) und auch in-
ternational wird eine Reaktion der Gesetzgeber und der Justiz auf die neuen Publikations- und Nut-
zungsphänomene gefordert (Lit. 21, Lit. 22). 
C 8.4  Open Access- und Open Content-Modelle 
Anforderungen an ein freies Publizieren werden nicht nur im Hinblick auf dessen Verfügbarkeit ge-
stellt, sondern auch und gerade im Hinblick auf die Erlangung von Rechtssicherheit für Autoren 
und Nutzer. Die Initiative openaccess.net formuliert dies, indem sie solche Lizenzen für nutzbar er-
klärt, die auf die jeweilige nationale Rechtsordnung angepasst sind. Des Weiteren wird gefordert, 
dass der Inhalt der Lizenz auch für den juristischen Laien gut verständlich, der Lizenztext gerichts-
fest und möglichst nicht auslegungsbedürftig ist, der Lizenzinhalt soll ebenso wie die Metadaten 
in maschinenlesbarer Form und standardkonform vorliegen (Anforderungen an Open-Content-Li-
zenzen vgl. URL3). Darüber hinaus gibt es für Publikationsservices, die bestimmte Standards un-
ter anderem im Hinblick auf die Rechtesituation einhalten, bereits Möglichkeiten der Zertifizierung 
etwa durch die Deutsche Initiative für Netzwerkinformation (DINI) e.V. (s. Punkt 2.4 des DINI-Zer-
tifikats – URL4).
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C 8.4.1  Hintergrund 
Dem Bedürfnis entsprechend, sich bei der Zugänglichmachung eigenen Schaffens über das Inter-
net (Lit. 22) nicht vollständig allen Rechten entäußern zu müssen, aber gleichwohl nicht auf kos-
tenträchtige Publikations- und Verbreitungsmodelle zurückgreifen zu müssen, haben sich fakti-
sche Standards herausgebildet, die dem Urheber ermöglichen, Dritten oder der Allgemeinheit be-
stimmte Nutzungsrechte einzuräumen (Lit. 05). Die Gleichsetzung der Begriffe Open Access, Open 
Content oder Freeware mit einer in Deutschland durch die unverzichtbaren Urheberpersönlichkeits-
rechte beschränkten umfassenden Nutzungsfreigabe ist daher verfehlt (Lit. 23, Rn. 116). Vielmehr 
bietet der  Some Rights Reserved-Ansatz für bisweilen im  All Rights Reserved-System auftretende 
Probleme Lösungsmöglichkeiten (Lit. 24), die jedoch den Urheber auffordern selbst tätig zu werden 
und sein Werk mit einer entsprechenden Lizenz zu versehen (Lit. 12, S. 14).
In der Wissenschaft wird unter dem Begriff Open Access das kostenfreie Zurverfügungstellen 
von Ergebnissen wissenschaftlicher Forschungstätigkeit über verschiedene Publikationsprozesse 
verstanden (Lit. 09; vgl. C 3 Open Access – Open Data – Open Content). Während in der Praxis viel-
fach als die Ermöglichung von Open Access eine Zweitveröffentlichung verfolgt wird, verlangen 
die Open Access-Erklärungen, dass umfangreiche Nutzungsrechte an die Allgemeinheit übertragen 
werden. Im Regelfall greift der wissenschaftliche Autor daher für die Erst- oder die Zweitverwer-
tung seines Werkes auf Open Content-Lizenzmodelle zurück, die im Prozess zur Erreichung einer 
allgemeinen Zugänglichkeit des Werks eine wichtige Rolle spielen (Lit. 25). Als wichtigste Lizenz-
modelle sind hier zu nennen die Creative Commons Public Licenses (CCPL), die GNU Free Documen-
tation License (FDL) für Handbücher und die GNU General Public License (GPL) im Softwarebereich, 
die Open Database License (ODBL) für Datenbanken, und die Digital Peer Publishing Licenses (DiPP) 
als auf die Wissenschaft in Deutschland zugeschnittenes Modell. Die Lizenzmodelle werden selbst-
verständlich auch außerhalb der Wissenschaft und teilweise sogar außerhalb ihres vorgesehenen 
Anwendungsfeldes verwendet.
Bei vielen Zweitverwertungen gerät nur zu schnell in Vergessenheit, dass ein Rückgriff auf die 
hier vorgestellten Lizenzmodelle stets voraussetzt, dass der Urheber noch in der Lage ist, über Nut-
zungsrechte zu verfügen und diese nicht bereits exklusiv vergeben hat (Lit. 26). 
C 8.4.2  Gemeinsamkeiten der Standard-Lizenzmodelle 
Alle Standard-Lizenzen stellen für eine Vielzahl von Fällen vorformulierte Vertragsbedingungen 
dar, weshalb es sich um Allgemeine Geschäftsbedingungen handelt, die zwischen dem Lizenzge-
ber und dem Lizenznehmer explizit in eine abzuschließende Nutzungsvereinbarung einzubeziehen 
sind (§ 305 BGB; Lit. 05, S. 65, Lit. 23, Rn. 118). Von Shareware-Lizenzen unterscheiden sich Open 
Content-Lizenzen durch eine räumlich und zeitlich unbeschränkte, nicht exklusive Rechteeinräu-
mung an jedermann (Lit. 23, Rn. 120, Lit. 25, S. 19). Die Einräumung von Nutzungsrechten erfolgt 
dabei in der Regel dadurch, dass der Lizenzgeber etwa über das Internet einen Schutzgegenstand 
unter ausdrücklichem Verweis auf die jeweilige Lizenz nebst Zurverfügungstellen des Lizenztextes 
selbst oder über einen Hyperlink zur Nutzung anbietet. Dabei handelt es sich um eine Offerte ad in-
certas personas, die dadurch angenommen werden kann, dass der Nutzer den zur Nutzung unter 
den betreffenden Lizenzbedingungen bereitgestellten Schutzgegenstand sich verschafft und nutzt 
(Lit. 23, S. 127, Lit. 25, S. 21ff). Dem Nutzer wird in der Regel wenigstens gestattet, den Schutzge-
genstand zu eigenen Zwecken zu nutzen, aber auch zu vervielfältigen und öffentlich zugänglich zu 
machen. Die Vereinbarung einer konkreten Gegenleistung, insbesondere Lizenzgebühren, findet 
sich in Open Content-Lizenzen nicht (Lit. 25, S. 19). Die Mindestbedingungen, die an eine Nutzung 
des Lizenzgegenstandes geknüpft werden, sind die Anerkennung der Urheberschaft des Lizenzge-
bers. Darüber hinaus bieten CCPL und DiPP weitere Abstufungen der Rechteeinräumung, d. h. die 
lizenzgerechte Nutzung ist von der Erfüllung weiterer Voraussetzungen, die von dem Lizenzgeber 
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in rechtlich zulässiger Weise bestimmt werden können, abhängig gemacht. Nicht mit Open Con-
tent-Lizenzen lizenzierbar sind Marken- und Kennzeichen- sowie technische Schutzrechte (Lit. 25, 
S. 19). Die Zahl der Lizenzmodelle und erst Recht der Lizenzen ist groß und auf alle einzugehen, 
würde den Rahmen dieser Darstellung sprengen (Übersicht des ifrOSS vgl. URL5). Als wichtigstes 
Lizenzmodell gelten heute die Creative Commons Public Licenses (Lit. 23 Rn. 119), in Deutschland 
gefolgt vom DiPP-Modell. Beide Varianten sollen nachfolgend näher beleuchtet werden, da sie auf 
das deutsche Recht zugeschnitten sind und damit die von open-access.net formulierten Anforde-
rungen an Open Content-Lizenzen erfüllen. 
C 8.4.3  Creative Commons 
Wenn von Creative Commons (CC) die Rede ist, wird selten zwischen den verschiedenen denkbaren 
Bedeutungen unterschieden. Denn neben dem Lizenzmodell kann unter der Bezeichnung auch die 
CC-Organisation verstanden werden. Ferner wird bisweilen von der CC-Lizenz gesprochen, die es 
als solche jedoch gar nicht gibt, handelt es sich doch vielmehr um einen Lizenzbaukasten, aus dem 
der Urheber aus sechs Grundlizenzen eine ihm genehme Variante auswählen kann.
C 8.4.3.1  Creative Commons Organisation 
Die CC-Organisation wurde im Jahr 2001 von den Informations- und Urheberrechtsexperten James 
Boyle, Michael Carroll und Lawrence Lessig, dem Wissenschaftler am Massachusetts Institute of 
Technology (MIT) Hal Abelson, dem Rechtsanwalt Eric Saltzman sowie dem Public Domain-Verle-
ger Eric Eldred an der Stanford Law School in Kalifornien gegründet. Sie ist heute eine gemeinnüt-
zige Organisation, die in Massachusetts registriert ist und ihren Hauptsitz in San Francisco genom-
men hat (Lit. 27, S. 82). Davon organisatorisch getrennt ist die CC International Gemeinschaft mit 
Sitz in Berlin, die die Aufgabe hat, die internationalen Aktivitäten zu koordinieren (Lit. 27, S. 82). 
Darüber hinaus gibt es eine Zahl von nationalen CC-Projekten, die sich selbst finanzieren und/oder 
ehrenamtlich tätig sind. Ihre Hauptaufgabe besteht in der Portierung der Lizenz in die jeweilige na-
tionale Rechtsordnung. Mittlerweile steht der Lizenzbaukasten in über 70 Jurisdiktionen zur Ver-
fügung. In Deutschland wird das nationale CC-Projekt geleitet von Markus Beckedahl, zuständig 
für den Bereich Öffentlichkeitsarbeit (Public Project Lead), und von John Hendrik Weitzmann, zu-
ständig für Rechtsfragen (Legal Project Lead). Die Ressourcen für die Öffentlichkeitsarbeit werden 
durch die newthinking communications GmbH in Berlin gestellt, die Unterstützung des Projektlei-
ters Recht erfolgt durch die Europäische EDV-Akademie des Rechts gGmbH in Merzig sowie das In-
stitut für Rechtsinformatik der Universität des Saarlandes in Saarbrücken (URL6). 
C 8.4.3.2  Creative Commons Lizenzbaukasten 
Wesentlichste und wohl am häufigsten verwendete Variante der CC-Lizenzen sind die allgemeinen 
CC Standard-Lizenzen (Lit. 28, S. 223f). Mit diesen sollte den Urhebern eine einfache Lizenzierungs-
möglichkeit an die Hand gegeben werden, bei der es einen größeren Gestaltungsspielraum gibt, als 
bei der auf Software zugeschnittenen GNU GPL (Lit. 28, S. 225) und die eine gewisse Standardisie-
rung herbeizuführen in der Lage ist (Lit. 32, S. 359ff). Daneben gibt es die CC Sampling-Lizenz, die 
als CC+ bezeichnete Erweiterung und das Projekt CC Zero, deren Bestimmungen (mit Aufgabe al-
ler Rechte) im Einzelfall mit zwingenden Regelungen des deutschen Rechts nicht in Einklang ste-
hen (Aufgabe der Persönlichkeitsrechte nicht möglich) und die daher hier nicht im Detail betrachtet 
werden. Die Standard-Lizenzen setzen sich aus vier Lizenzelementen zusammen, die sich zu sechs 
Grundlizenzen kombinieren lassen. Bei den Lizenzelementen handelt es sich um:
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Symbol Kürzel Beschreibung
BY Namensnennung: Bei einer Nutzung des Lizenzgegenstandes muss der Name des Lizenz-
gebers angegeben werden.
NC Non Commercial: Eine Nutzung des Lizenzgegenstandes, die vorrangig auf die Erlangung 
eines geschäftlichen Vorteils gerichtet ist, ist nicht gestattet.
ND No Derivatives: Eine Bearbeitung des Lizenzgegenstandes ist nicht gestattet.
SA Share Alike: Die Bearbeitung des Lizenzgegenstandes ist erlaubt, Abwandlungen müssen 
jedoch unter den Bedingungen der Lizenz des Ausgangswerks weitergegegeben werden.
Tab. 1: CC-Lizenzen nach Wikipedia (URL7) 
Grundbestandteil jeder der sechs Grundlizenzen ist das Element BY – Namensnennung. Alle wei-
teren Elemente sind optional, wobei No Derivatives und Share Alike sich gegenseitig logisch aus-
schließen. Daraus folgen die sinnvollen Kombinationen BY, BY-NC, BY-ND, BY-SA, BY-NC-ND und 
BY-NC-SA (vgl. URL8). Die Bedeutung der Kombinationen erschließt sich aus der Bedeutung der Ein-
zelelemente. Für jede Kombination gibt es ein eigenes Icon sowie einen maschinenlesbaren Code, 
die vom Lizenzgeber dem elektronisch vorliegenden Lizenzgegenstand beigegeben werden können. 
Aufgrund der Lizenzbestimmungen muss der Lizenztext dem Lizenznehmer zusammen mit dem Li-
zenzgegenstand zur Verfügung gestellt werden (Lit. 05, S. 84). Dies kann bei Lizenzgegenständen, 
die über elektronische Netzwerke zur Verfügung gestellt werden, durch einen Hyperlink auf den Li-
zenztext geschehen, wobei der Link zunächst auf den CC-typischen Commons Deed, die allgemein 
verständlich gehaltene Zusammenfassung der Nutzungsbedingungen, gesetzt werden kann, von 
dem aus mittels weiterem Link der vollständige Text der Lizenz erreichbar ist (Lit. 05, S. 84). 
C 8.4.3.3  Creative Commons Public License (CCPL) im deutschen Rechtsraum 
Als Besonderheit aller internationalen Lizenzmodelle weisen die CCPL eine Anpassung auf die 
jeweilige nationale Rechtsordnung auf. Die unported-Lizenzversion stellt dabei prinzipiell den 
Grundkonsens aller nationalen Varianten der Lizenz dar, ohne selbst anhand einer bestimmten Ju-
risdiktion entwickelt worden zu sein oder einer solchen zu unterstehen. Die deutsche Version 3.0 
wurde auf der Grundlage der sog. Unported Licenses in ihrer Version 3.0 im Sommer 2007 in zahlrei-
chen Sitzungen des Affiliate Teams im Besprechungsbereich des Instituts für Rechtsinformatik der 
Universität des Saarlandes zunächst aus dem Englischen ins Deutsche übersetzt und sodann an die 
Anforderungen der deutschen Rechtsordnung angepasst (portiert).
Lange Zeit war unklar, inwieweit die CCPL in Deutschland als gerichtsfest gelten können. Das 
Landgericht Berlin (R6) geht von einer Wirksamkeit der Lizenzbestimmungen jedenfalls im Hinblick 
auf die in den Lizenztexten vorgesehenen Lizenzhinweise aus. In der juristischen Literatur findet 
diese Ansicht Zustimmung (z. B. Krieg R7). Auch im Hinblick auf AGB-rechtliche Grenzen der Ein-
beziehung einerseits sowie einer Inhaltskontrolle etwa in Bezug auf die Rückfallklausel für den Fall 
des Lizenzverstoßes oder der Verpflichtung des Lizenznehmers, Abwandlungen des Lizenzgegen-
standes unter den Bedingungen der Lizenz des Ausgangswerks weiterzugeben, andererseits werden 
keine Bedenken geäußert (Lit. 23, Rn. 132ff; Zur Version 2.0 aber: Lit. 29, S. 57ff). Damit hebt sich die-
ses Lizenzmodell von anderen, dem anglo-amerikanischen Rechtsraum entstammenden Modellen 
ab, da dort damit gerechnet werden muss, dass wenigstens ein Teil der Lizenzbestimmungen an den 
Vorgaben des deutschen Rechts gemessen als unwirksam zu betrachten ist (Lit. 23, Rn. 117).
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Zu beachten bei dem CCPL-Modell ist, dass bei der Weitergabe des unveränderten Lizenzge-
genstandes der Erwerber keine abgeleitete Lizenz erhält, da es dem Lizenznehmer untersagt ist, 
Unterlizenzen zu vergeben. Auf diese Weise kann keine Lizenzkette entstehen. Vielmehr erhält der 
Erwerber die Gestattung der Nutzung des Lizenzgegenstandes vom Urheber unter Botenschaft des 
Weitergebenden (Lit. 23, Rn. 128). 
C 8.4.3.4  Kritik an dem CC-Modell 
Die CC-Lizenzen sind nicht völlig unumstritten. Kritik entzündet sich z. B. daran, dass die Lizen-
zen keine gemeinsame Grundfreiheit garantieren, außer Kostenfreiheit (Lit. 30, S. 54). Zudem wird 
oft das CC-Lizenzmodell mit kommunistischen oder sozialistischen Ideen verbunden, in denen es 
zum Ziel erklärt wird, Künstler zu enteignen, was schlicht auf einem Missverständnis der Zielrich-
tung des Lizenzbaukastens beruht (Lit. 28, S. 228f). Als nicht von der Hand zu weisen ist die viel-
fach geübte Kritik an der Non-Commercial-Klausel im Lizenzbaukasten. Die Frage, was nicht kom-
merzieller Natur bei der Verwendung eines Lizenzgegenstandes ist, kann durchaus unterschiedlich 
beantwortet werden (Lit. 35). Im schlimmsten Fall kann die Wahl der NC-Klausel dazu führen, dass 
bestimmte Nutzungen, die dem Urheber möglicherweise sogar willkommen sind, unterbleiben, die 
Klausel sich also als Fallstrick erweist (Lit. 31, S. 271ff). Auf die oftmals aus Informationsmängeln 
resultierenden Fehleinschätzungen der Lizenzgeber hat CC in Deutschland reagiert und informiert 
in einer gemeinsam mit iRights.info und Wikimedia Deutschland herausgegebenen Broschüre über 
die Bedeutung der NC-Lizenzbedingung (Lit. 32). Mit Bedacht eingesetzt, kann die Wahl der NC-
Klausel einen kommerziellen Erfolg aber auch fördern (Beispiele: Lit. 05, S. 113ff). Schließlich wird 
vereinzelt in Vorträgen darauf hingewiesen, dass die Terminologie der Lizenzen nicht mit der des 
deutschen Rechts übereinstimmt (Lit. 36). 
C 8.4.4  Digital Peer Publishing (DiPP) 
Digital Peer Publishing ist eine im Jahr 2003 gestartete Initiative, die sich zum Ziel gesetzt hat, neue 
Formen des digitalen Informationsaustauschs und des Informationsmanagements sowie der Kom-
munikation im wissenschaftlichen Bereich zu fördern. Kern der Initiative bildet ein Netzwerk elek-
tronischer Zeitschriften, deren Herausgeber an wissenschaftlichen Institutionen beheimatet sind. 
Ab dem Jahr 2004 erhielten zunächst acht E-Journals eine Förderung durch das nordrhein-westfäli-
sche Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie. Im selben Jahr erfolgte 
der Aufbau einer Publikationsinfrastruktur. Die ersten Ausgaben der DiPP waren am 13.12.2004 on-
line. Organisatorisch und technisch betreut wird die Initiative vom Hochschulbibliothekszentrum 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Initiative bietet nicht nur die Lizenz, sondern ein umfassen-
des Publikationssystem mit technischer, organisatorischer und rechtlicher Unterstützung der wis-
senschaftlichen Autoren. Sie unterscheidet sich dadurch maßgeblich von CC, wo eigene Publika-
tionsinfrastrukturen oder Unterstützungsleistungen beim Einsatz der Lizenzen nicht vorgesehen 
sind (vgl. URL9 und URL10).
Die DPPL ist mehrstufig aufgebaut und regelt den freien Zugang zu den Publikationen der DiPP-
Initiative. Ziel der Lizenz ist die konsequente Umsetzung des Open Access-Ansatzes. So berück-
sichtigt die Lizenz insbesondere wissenschaftliche Anliegen wie beispielsweise die Zitierfähigkeit, 
dauerhafte Auffindbarkeit der Inhalte sowie deren Integrität und Authentizität. Sie zielt aber an-
ders als die CC-Lizenzen ausschließlich auf Textwerke bzw. E-Publishing von Zeitschriften ab (Lit. 
29, S. 78ff).
In ihrem Basismodul erlaubt die DPPL dem Nutzer eines lizenzierten Gegenstandes dessen Re-
zeption sowie unveränderte, jedoch lediglich elektronische Weitergabe und dessen öffentliche Zu-
gänglichmachung. Die Rechteeinräumung erfolgt ohne Unterscheidung zwischen einer Nutzung 
zu kommerziellen oder nicht kommerziellen Zwecken. Die Rechte für die Verbreitung des Lizenz-
 C 8: Lizenzierungsformen   463
gegenstandes in körperlicher Form verbleiben beim Lizenzgeber, der die Rechte gesondert einräu-
men kann. In den beiden Ausbaustufen modulare DPPL und freie DPPL kann der Urheber die Bear-
beitung einzelner Teile (modular) oder des gesamten Werkes (frei) erlauben (vgl. Lit. 29, S. 78ff). Die 
Lizenztexte stehen in deutscher und englischer Sprache in der Version 3 vom November 2008 als 
HTML- oder PDF-Datei in der Basis als auch in ihren Ausbaustufen zur Verfügung. Die dazugehöri-
gen FAQ werden zwar auch in den beiden vorgenannten Formaten, jedoch ausschließlich in deut-
scher Sprache vorgehalten. Die Lizenzen wurden ausweislich des einleitenden Hinweises in den Li-
zenztexten am Institut für Rechtsfragen der Freien und Open Source Software (ifrOSS) von Dr. Till 
Kreutzer und Prof. Dr. Axel Metzger erstellt. Sie haben bei ihrer Arbeit insbesondere die Berliner Er-
klärung zum Open Access berücksichtigt, die jedoch keine konkreten Vorgaben für die Lizenzge-
staltung enthält. 
Frei von Kritik ist auch das DPPL-Modell nicht. So wird darauf hingewiesen, dass durch das 
mehrsprachige Zurverfügungstellen der Lizenz Unterschiede der Lizenzfassungen zwischen deut-
scher und englischer Sprache zu Lasten des Lizenzgebers gehen und die Lizenz trotz ihrer für das 
deutsche Recht entwickelten Form unwirksame Klauseln enthält (Lit. 29, S. 89). 
C 8.5  Ausblick 
Auch wenn hier nur die beiden auf das deutsche Recht angepassten bzw. für das deutsche Recht 
entwickelten Lizenzmodelle der CC und DiPP als Beispiele für Lizenzierungsformen im Open Ac-
cess- und Open Content-Bereich betrachtet werden konnten, darf nicht übersehen werden, dass die 
übrigen genannten Lizenzen sowie die bei den Repositorien verwendeten Deposit-Lizenzen eine 
praktisch bedeutsame Rolle spielen. Die Zahl der einzelnen Lizenzbestimmungen ist kaum zu über-
blicken und vor einer Entscheidung für die eine oder andere Lizenz muss sich der Verfügungsbe-
rechtigte darüber klar werden, welche Nutzungen er bereit ist, ohne Gegenleistung zu erlauben. 
Erst hiernach kann die grundlegende Entscheidung für ein klassisches Modell etwa im Wege des 
Abschlusses eines Verlagsvertrages oder für ein Open Access- bzw. Open Content-Modell unter Wahl 
einer für geeignet erachteten Open Content-Lizenz getroffen werden. Für wissenschaftliche Inhalte 
sollten sich Urheber, Repositorienbetreiber sowie Herausgeber von Zeitschriften an den Lizenzie-
rungsempfehlungen von Forschungsförderern und anderen ausgewiesenen Institutionen orientie-
ren. So sprach sich die Budapester Open Access-Initiative im Jahr 2012 explizit für die Verwendung 
der CC-Lizenz CC-BY im wissenschaftlichen Umfeld aus (vgl. Lit. 34). Ebenso sollte berücksichtigt 
werden, dass mit Rücksicht auf eine Zweitverwertung das klassische Verlagsmodell so angepasst 
wird, dass dem Urheber die Möglichkeit der Rechteeinräumung ggf. nach Ablauf einer Frist ver-
bleibt. Auch etwaige Wahrnehmungsverträge mit Verwertungsgesellschaften sind vor der Entschei-
dung für ein Open Access- bzw. Open Content-Modell darauf zu überprüfen, ob dem Urheber die 
Rechteeinräumung in eigener Zuständigkeit noch möglich ist. Der Verfügungsgewalt des Urhebers 
entzogen sind jedenfalls die gesetzlich vorgesehenen Nutzungserlaubnisse. 
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